
Mehrwert der Jahresabschlussprüfung

In der Schweiz sind grundsätzlich alle Ka-
pitalgesellschaften revisionspflichtig. Klei-
nere Unternehmen unterliegen i. d. R. der 
eingeschränkten Revision, grössere Gesell-
schaften der ordentlichen Revision.
Die Revision wird häufig als gesetzliche 
Pflicht und Kostenfaktor wahrgenommen. 
Ihr tatsächlicher Nutzen geht jedoch weit 
darüber hinaus: Sie stärkt das Vertrauen 
in die finanzielle Berichterstattung und er-
höht die Glaubwürdigkeit eines Unterneh-
mens. Damit leistet sie einen wichtigen Bei-
trag zum Funktionieren von Wirtschaft und 
Gesellschaft und unterstützt langfristig die 
Sicherung von Arbeitsplätzen.

Wie Unternehmen von der Revision 
profitieren
Die Revision ermöglicht eine unabhängige 
Beurteilung der Buchführung und relevan-
ter interner Kontrollen durch qualifizierte 
Fachpersonen. Dabei werden Verbesse-
rungspotenziale und Risiken erkannt sowie 
Empfehlungen zur Stärkung der Prozesse 
abgegeben.
Für Verwaltungsrat und Geschäftsleitung 
stellt die Revisionsstelle zudem einen 
wertvollen Sparringpartner dar. Buchhal-
terische Fragestellungen und komplexe Bi-
lanzierungssachverhalte können frühzeitig 
diskutiert und geklärt werden. Dies ist be-
sonders wichtig, wenn die Verantwortung 
für Rechnungslegung und Controlling auf 
wenige Personen konzentriert ist.
Regelmässige Prüfungen fördern auch 
das Qualitätsbewusstsein innerhalb der 
Organisation. Sie wirken präventiv, indem 
sie die Sorgfalt bei der Buchführung er-
höhen. Verlässliche Finanzinformationen 
bilden zudem eine zentrale Grundlage für 
unternehmerische Entscheidungen, etwa 
bei Investitionen, Finanzierungen oder Di-
videndenausschüttungen.

Vertrauen schafft Glaubwürdigkeit
Ein Revisionsbericht erhöht die Glaubwür-
digkeit einer Jahresrechnung und dient 
als Qualitätsmerkmal für die finanzielle 
Berichterstattung. Dies schafft Vertrauen 
bei Investoren, Banken, Lieferanten, Kund-
schaft und weiteren Interessenträgern, die 
ihre Entscheidungen häufig auf geprüfte 
Finanzinformationen stützen.

Positive Impulse für Wirtschaft 
und Kapitalmärkte
Geprüfte Unternehmen erhalten oft leich-
ter Zugang zu Fremd- und Eigenkapital 
und profitieren i. d. R. von günstigeren Fi-
nanzierungskonditionen. Dadurch können 
nationale und internationale Investitionen 
erleichtert und Kapital effizienter einge-
setzt werden.
Zudem stärken regelmässige Revisionen 
die Transparenz und erschweren Bilanzma-
nipulationen. Dies fördert den Gläubiger-
schutz und erhöht die Stabilität des Wirt-
schaftssystems.

Revision: Mehr als eine gesetzliche Pflicht
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«In Kürze»
1.	 Eine unabhängige Prüfung erhöht 

die Glaubwürdigkeit der Jahres-
rechnung und stärkt das Vertrauen 
der Stakeholder.

2.	 Neben der Erfüllung gesetzlicher 
Vorgaben hilft die Revision, 
Verbesserungspotenziale aufzu
decken, Risiken zu reduzieren 
und die Qualität der Finanzbericht-
erstattung zu stärken.

3.	 Geprüfte Unternehmen profitieren 
häufig von besseren Finanzierungs
möglichkeiten, während regel­
mässige Prüfungen Transparenz 
und Stabilität fördern. 

Partner für Ihren Erfolg
PKF Wirtschaftsprüfung AG  
Lavaterstrasse 40  
8002 Zürich  
+41 44 285 75 65 
www.pkf.ch 
info@pkf.ch

Ihr Experte

Anja Walter
zugel. Revisionsexper-
tin / dipl. Wirtschafts-
prüferin, Partner
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Scheinselbstständigkeit

Worum es geht
Die Zusammenarbeit mit Freelancern, wel-
che als selbstständig Erwerbende auftre-
ten, bietet dem auftraggebenden Unter-
nehmen hohe Flexibilität. Sie birgt jedoch 
das Risiko der Scheinselbstständigkeit. 
Scheinselbstständigkeit bedeutet, dass 
ein vermeintlich selbstständig erwerben-
der Freelancer sozialversicherungsrecht-
lich als unselbstständig erwerbend sowie 
zivilrechtlich als Arbeitnehmer qualifiziert 
werden kann. Daraus können für das Un-
ternehmen erhebliche finanzielle Pflichten 
entstehen.

Wichtige Merkmale 
Eine Scheinselbstständigkeit zeichnet sich 
dadurch aus, dass der Freelancer wie ein 
Mitarbeitender in die Organisation der Auf-
traggeberin eingebunden ist, wirtschaft-
lich von der Auftraggeberin abhängig bleibt 
und kein eigenes Unternehmerrisiko trägt. 
Massgebend ist dabei nicht die Vertragsbe-
zeichnung, sondern die tatsächlich gelebte 
Zusammenarbeit. 
Die Abgrenzung zwischen selbstständiger 
Erwerbstätigkeit, Auftrag und Arbeitsver-
trag ist in der Praxis oft anspruchsvoll. Dies 
gilt insbesondere bei Beratungsmandaten, 
weil sowohl das Auftrags- als auch das Ar-
beitsrecht gewisse Weisungsrechte kennen. 
Entscheidend sind deshalb vor allem der 
Grad der Weisungsgebundenheit sowie die 
organisatorische Eingliederung in den Be-
trieb. Für eine organisatorische Eingliede-
rung kann z. B. sprechen, dass der Free­
lancer Arbeitsmittel des Unternehmens 
nutzt, freien Zugang zu den Geschäfts-
räumen hat, die vereinbarte Leistung per-

sönlich erbringen muss, feste Arbeitszeiten 
einzuhalten hat, auf der Firmenhomepage 
erscheint und eine eigene Firmen-E-Mail-
Adresse erhält.
Keines dieser Merkmale ist für sich allein 
entscheidend. Massgebend ist eine Gesamt-
beurteilung der konkreten Verhältnisse.

Mögliche Folgen 
Wird eine bisher als selbstständig behan-
delte Tätigkeit durch die Ausgleichskasse 
sozialversicherungsrechtlich als unselbst-
ständige Erwerbstätigkeit qualifiziert, dro-
hen der Auftraggeberin erhebliche finanzi-
elle und rechtliche Folgen. Die noch nicht 
verjährten Sozialversicherungsbeiträge 
können rückwirkend geschuldet sein, und 
zwar auch dann, wenn der Freelancer diese 
Einkünfte bisher als Einkommen aus selbst-
ständiger Erwerbstätigkeit abgerechnet 
hat. 
Davon getrennt ist zu prüfen, ob auch ar-
beitsrechtlich ein Arbeitsverhältnis vor-
liegt. Ist dies der Fall, können rückwirkend 
Ansprüche entstehen, etwa auf Lohnfort-
zahlung bei Krankheit oder Unfall, Ferien­
entschädigung oder Überstunden- und 
Überzeitentschädigungen. Je nach den 
konkreten Voraussetzungen können zu-
dem ein Anschluss an die berufliche Vor-
sorge und weitere sozialversicherungs-
rechtliche Folgen hinzukommen.

Risikovermeidung 
Prüfen Sie bereits vor Vertragsabschluss, 
wie der Freelancer tatsächlich eingesetzt 
werden soll. Vertrag und gelebte Praxis 
müssen übereinstimmen. Entscheidend ist 
nicht nur, was schriftlich vereinbart wurde, 

sondern wie die Zusammenarbeit im Alltag 
tatsächlich ausgestaltet ist. 
Wenn die Auftraggeberin einen Freelancer 
faktisch wie einen Mitarbeitenden behan-
delt, empfiehlt es sich, das bestehende Ver-
tragsverhältnis den effektiven Gegeben-
heiten anzupassen und zu prüfen, ob eine 
Anstellung die rechtlich richtige Lösung ist. 
Eine AHV-Anschlussbestätigung des Free-
lancers belegt lediglich, dass dieser für be-
stimmte Tätigkeiten als selbstständig er-
werbstätig anerkannt wurde. Sie schliesst 
die Überprüfung des konkreten Vertrags-
verhältnisses durch die zuständige Aus-
gleichskasse und eine abweichende Qua-
lifikation dieser Tätigkeiten nicht aus.

Scheinselbstständigkeit für Freelancer: Risiko für Unternehmen

«In Kürze»
1.	 Nicht die Vertragsbezeichnungen, 

sondern die effektiven Gegeben-
heiten sind für die Beurteilung 
einer selbstständigen oder 
unselbstständigen Tätigkeit 
entscheidend.

2.	 Eine Tätigkeit kann rückwirkend 
als unselbstständige Erwerbstätig-
keit qualifiziert werden. Eine 
arbeitsrechtliche Qualifikation als 
Arbeitsverhältnis ist separat zu 
beurteilen.

3.	 Eine falsche Qualifikation kann 
erhebliche Nachzahlungen bei den 
Sozialversicherungen und gege
benenfalls zusätzliche arbeitsrecht
liche Ansprüche zur Folge haben.
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Geldwäschereigesetzgebung

Worum es geht
Wie im Expert Info 2/2026 berichtet, wur-
den die Bestimmungen zur Bekämpfung 
von Geldwäscherei und Terrorismusfinan-
zierung überarbeitet und sind am 1. Oktober 
2026 in Kraft getreten. 
Neu unterliegen auch bestimmte Be-
ratungsdienstleistungen dem Geldwä-
schereigesetz (GwG), insbesondere im 
Zusammenhang mit gewissen Immobilien-
transaktionen, Gesellschaftsgründungen 
und -strukturen sowie Domizilgewährun-
gen. Betroffen sein können insbesondere 
Treuhänder/-innen, Steuerberater/-innen, 
Anwältinnen und Anwälte, Notarinnen und 
Notare sowie weitere Berater/-innen, so-
fern sie bei bestimmten Geschäften oder 
Transaktionen mitwirken.
Für Sie als Kundin oder Kunde bedeutet 
dies: Ihr Berater, Treuhänder, Revisor muss 
bei bestimmten Mandaten mehr Informa-
tionen einholen und dokumentieren als 
bisher. 

Warum wurden die Regeln erweitert?
Reine Beratungsdienstleistungen, bei de-
nen der Berater keine Verfügungsmacht 
über die Gelder der Kundin hat, waren 
dem GwG bisher grundsätzlich nicht un-
terstellt. Die neuen Sorgfaltspflichten für 
Berater folgen internationalen Standards 
zur Bekämpfung von Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung. Hintergrund für 
die Ausdehnung des GwG auf Beraterin-
nen und Berater ist, dass bestimmte Bera-
tungsleistungen, etwa bei der Strukturie-
rung von Gesellschaften, der Errichtung 
von Rechtsstrukturen oder der Vorberei-
tung von Immobilientransaktionen, miss-
braucht werden können, um Vermögens-
werte krimineller Herkunft in den legalen 
Wirtschaftskreislauf einzuschleusen. Mit 
den neuen Vorschriften sollen solche Ri-

siken frühzeitig erkannt und die Integri
tät des Finanz- und Wirtschaftsplatzes 
Schweiz gestärkt werden.

Warum stellt mein Berater plötzlich 
mehr Fragen?
Die zusätzlichen Fragen und das Einverlan-
gen von Unterlagen durch den Berater sol-
len keinesfalls als Misstrauen gegenüber 
der einzelnen Kundin gewertet werden. 
Es handelt sich bei diesen Abklärungen um 
gesetzliche Vorgaben. Wie umfangreich die 
Abklärungen ausfallen, hängt vom jeweili-
gen Geschäft und dessen Risikoprofil ab. 
Die neuen Pflichten stärken das Vertrauen 
in die Beratungsdienstleistungen und den 
Wirtschaftsstandort Schweiz; damit die-
nen sie letztlich auch dem Schutz der Kun-
dinnen.

Welche Angaben kann Ihr Berater 
verlangen?
Fällt eine Beratungsdienstleistung in den 
Anwendungsbereich des revidierten GwG, 
muss der Dienstleistungserbringer ver-
schiedene Abklärungen treffen, die die 
Kundin direkt betreffen:
•	 Identifikation: Die Kundin muss sich mit-

tels eines gültigen Ausweisdokuments 
identifizieren; bei Firmen sind zusätzlich 
Angaben und geeignete Unterlagen zur 
Gesellschaft erforderlich.

•	 Wirtschaftlich berechtigte Person (Be-
neficial Owner): Der Berater muss abklä-
ren, welche natürliche Person hinter einer 
Struktur oder einem Geschäft steht; diese 
Person muss ebenfalls benannt und do-
kumentiert werden.

•	 Gegenstand und Zweck: Damit der Be­
rater die wirtschaftliche Plausibilität 
des geplanten Geschäfts nachvollziehen 
kann, stellt er der Kundin Fragen zum Hin-
tergrund und Ziel der Transaktion.

•	 Vertiefte Abklärungen in bestimmten 
Fällen: Bei komplexeren Strukturen, 
Auslandsbezug oder politisch exponier-
ten Personen sind zusätzliche, genauere 
Nachfragen möglich.

•	 Laufende Überwachung: Auch während 
einer bestehenden Geschäftsbeziehung 
kann es vorkommen, dass zusätzliche An-
gaben verlangt werden, wenn sich rele-
vante Umstände ändern.

Damit die Geschäftsbeziehung geset-
zeskonform aufgesetzt oder weiterge-
führt werden kann, sollte die Kundin be-
reit sein, diverse Fragen zu beantworten, 
Dokumente vorzulegen und die Idee sowie 
das Ziel der gewünschten Transaktion zu 
erläutern. Sollten sich im Verlauf der Ge-
schäftsbeziehung relevante Umstände än-
dern – etwa die wirtschaftlich berechtigte 
Person – sollte der Berater darüber mög-
lichst frühzeitig informiert werden.

Neue GwG-Sorgfaltspflichten: Was Kundinnen und Kunden 
wissen müssen

«In Kürze»
1.	 Die Unterstellung gewisser 

Beratungsdienstleistungen unter 
das GwG führt zu neuen Sorg­
faltspflichten für die betroffenen 
Dienstleistungserbringer.

2.	 Um die Geschäftsbeziehung 
gesetzeskonform aufsetzen und 
führen zu können, benötigt der 
Berater bestimmte Angaben und 
Unterlagen von der Kundin.

3.	 Die Massnahmen stärken das 
Vertrauen in die Beraterdienst­
leistungen und den Wirtschafts-
standort Schweiz.
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Änderung Lex Koller

Worum es geht
Wer als Person im Ausland ein Grundstück 
oder eine Immobilie in der Schweiz erwer-
ben möchte, muss bereits heute besondere 
Regeln beachten. Das Bundesgesetz über 
den Erwerb von Grundstücken durch Per-
sonen im Ausland (BewG), besser bekannt 
als «Lex Koller», schränkt solche Erwerbe 
in verschiedenen Fällen ein. Nun plant der 
Bundesrat eine Verschärfung. Im April 
2026 hat er dazu einen Vorentwurf in die 
Vernehmlassung geschickt. Die Vernehm-
lassung ist inzwischen abgeschlossen. Ob 
und in welcher Form die vorgeschlagenen 
Änderungen tatsächlich Gesetz werden, ist 
noch offen.

Was könnte sich ändern?
Hauptwohnung
Besonders relevant wäre die Revision für 
Personen aus Staaten ausserhalb von 
EU und EFTA, die in der Schweiz wohnen, 
aber keine Niederlassungsbewilligung C 
besitzen. Sie können eine selbst genutzte 
Hauptwohnung heute unter bestimmten 
Voraussetzungen ohne Bewilligung erwer-
ben. Künftig wäre dafür eine Bewilligung 
erforderlich.

Geschäfts- und Gewerbeimmobilien
Auch beim Erwerb von Betriebsstätte-
Grundstücken sollen die Regeln strenger 
werden. Heute können Personen im Aus-
land solche Immobilien grundsätzlich auch 
als Kapitalanlage erwerben und an Dritte 
vermieten oder verpachten. Künftig soll ein 
bewilligungsfreier Erwerb im Wesentlichen 
nur noch möglich sein, wenn die Immobilie 
für die eigene wirtschaftliche Tätigkeit ge-

nutzt wird. Reine Immobilienanlagen wür-
den damit deutlich erschwert.

Ferienwohnungen
Bereits heute benötigen Personen im Aus-
land für den Erwerb einer Ferienwohnung 
grundsätzlich eine Bewilligung. Wird eine 
Ferienwohnung von einer Person im Aus-
land an eine andere Person im Ausland 
weiterverkauft, wird dieser Erwerb unter 
bestimmten Voraussetzungen heute nicht 
dem kantonalen Bewilligungskontingent 
angerechnet. Künftig soll auch eine sol-
che Weiterveräusserung das Kontingent 
belasten.
Gleichzeitig sollen die kantonalen Kontin-
gente reduziert werden. Der Erwerb einer 
Ferienwohnung könnte dadurch für Perso-
nen im Ausland schwieriger werden.

Immobiliengesellschaften 
und Immobilienfonds
Die Revision betrifft nicht nur den direk-
ten Kauf einer Immobilie. Auch bestimmte 
indirekte Immobilienanlagen sollen stär-
ker eingeschränkt werden. Vorgesehen ist, 
den Erwerb von börsenkotierten Anteilen 
an Wohnimmobiliengesellschaften sowie 
von regelmässig gehandelten Anteilen an 
Immobilienfonds und Immobilien-SICAV 
der Lex Koller zu unterstellen.

Wer wäre davon betroffen?
Der Kreis der Personen, die unter die Lex 
Koller fallen, soll grundsätzlich unverän-
dert bleiben. Als «Personen im Ausland» 
gelten insbesondere EU- und EFTA-Staats-
angehörige ohne Wohnsitz in der Schweiz 
sowie Drittstaatsangehörige ohne Nieder-

lassungsbewilligung C. Erfasst sind zudem 
Gesellschaften mit Sitz im Ausland sowie 
Schweizer Gesellschaften, die von Perso-
nen im Ausland beherrscht werden.
Verschärft werden sollen jedoch die Re-
geln darüber, welche Immobilien und Im-
mobilienanlagen diese Personen bewilli-
gungsfrei erwerben dürfen. Besonders 
betroffen wären Drittstaatsangehörige mit 
Wohnsitz in der Schweiz, aber ohne C-Be-
willigung: Sie dürfen ihre Hauptwohnung 
heute unter bestimmten Voraussetzungen 
ohne Bewilligung erwerben. Künftig wäre 
dafür eine Bewilligung erforderlich.
Wenn Sie als ausländische Privatperson 
oder über eine ausländisch beherrschte 
Gesellschaft eine Immobilie in der Schweiz 
erwerben oder in Schweizer Immobilien in-
vestieren möchten, lohnt es sich deshalb, 
frühzeitig zu prüfen, ob die Lex Koller auf 
Ihr Vorhaben Anwendung findet.

Lex Koller soll verschärft werden:  
Was sich für Immobilienkäuferinnen und -käufer ändern könnte

«In Kürze»
1.	 Noch ist nichts beschlossen: 

Der Bundesrat schlägt eine 
Verschärfung der Lex Koller vor.

2.	 Mehr Erwerbe könnten künftig 
bewilligungspflichtig werden oder 
erheblich erschwert sein.

3.	 Betroffen wären insbesondere 
Hauptwohnungen bestimmter 
Drittstaatsangehöriger, Geschäfts-
immobilien als Kapitalanlage, 
Ferienwohnungen und gewisse 
indirekte Immobilieninvestitionen.

http://www.expertsuisse.ch

